
Anhang I - Kollektivvertrag betreffend erweiterte Öffnungszeiten 

 

KOLLEKTIVVERTRAG  

 

betreffend Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Öffnungszeiten gemäß dem Bun-

desgesetz, BGBl. I Nr. 48/2003, abgeschlossen zwischen der Bundeskammer der gewerbli-

chen Wirtschaft, Sektion Industrie, einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, 

Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion Industrie und Gewerbe, andererseits. 

 

§ 1. Geltungsbereich 

 

(1) Der Kollektivvertrag gilt 

räumlich: für alle Bundesländer der Republik Österreich; 

fachlich: für alle Mitgliedsfirmen, die einem Fachverband der Industrie angehören, soweit sie 

einem für den Bereich der Industrie geltenden Rahmenkollektivvertrag oder Kollektivvertrag 

angehören; 

persönlich: für alle dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer und für Lehrlinge, 

soweit sie dem persönlichen Geltungsbereich eines im Bereich der Industrie geltenden Rah-

menkollektivvertrages oder Kollektivvertrages angehören. 

 

(2) Dieser Kollektivvertrag gilt für Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Öffnungs-

zeiten gemäß dem Bundesgesetz, BGBl. I Nr. 48/2003, zur Beratung und Betreuung der Kun-

den, im Warenverkauf und für die Tätigkeiten, die mit diesem im unmittelbaren Zusammen-

hang stehen oder ohne die diese nicht durchführbar wären, sowie für sonstige Arbeitsleistun-

gen, die vom Arbeitgeber im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der erweiterten Öff-

nungszeiten verlangt werden. 

 

§ 2. Arbeitsleistung im Rahmen der Normalarbeitszeit und als Mehrarbeit 

 

(1) Für Normalarbeitsstunden (innerhalb der jeweils geltenden wöchentlichen Normalarbeits-

zeit) und für Mehrarbeitsstunden im Sinne des Abs. 4, die an Werktagen von Montag bis Frei-

tag zwischen 18.30 und 21 Uhr und am Samstag zwischen 13 und 18 Uhr geleistet werden, 

wird eine Zeitgutschrift oder Bezahlung gewährt. Die Art der Abgeltung (Zeitgutschrift oder 

Bezahlung) ist zu vereinbaren. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, besteht An-

spruch auf Bezahlung. 

 

(2) Die Zeitgutschrift im Sinne des Abs. 1 beträgt für Arbeitsleistungen 

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und 20 Uhr  ...................................... 70 Prozent 

b) von Montag bis Freitag ab 20 Uhr  ................................................................ 100 Prozent 

c) am Samstag zwischen 13 und 18 Uhr  ............................................................. 50 Prozent 

der in diesen Zeiträumen tatsächlich geleisteten Normalarbeitsstunden bzw. Mehrarbeitsstun-

den. 

 

3) Die Bezahlung im Sinne des Abs. 1 beträgt für Arbeitsleistungen 

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und 20 Uhr  ...................................... 70 Prozent 

b) von Montag bis Freitag ab 20 Uhr  ................................................................ 100 Prozent 

c) am Samstag zwischen 13 und 18 Uhr  ............................................................. 50 Prozent 

des normalen Stundenlohnes (auszugehen ist vom für den jeweiligen Fachverband geltenden 

Teiler des Monatsgehaltes für die Vergütung einer Normalstunde). 
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(4) Soweit in den einzelnen Fachverbänden Sonderbestimmungen über das Ausmaß der Ver-

kürzung der wöchentlichen Normalarbeitszeit (Mehrarbeit) bestehen oder weiterhin in Kraft 

treten, gelten diese Bestimmungen für Arbeitsleistungen im Rahmen der Abs. 1 bis 3, die die 

tägliche oder jeweils geltende wöchentliche Normalarbeitszeit überschreiten, unbeschadet der 

zusätzlichen Abgeltung der Abs. 2 oder 3 mit der Maßgabe, dass eine allfällig vorgesehene 

über die Grundvergütung hinausgehende Abgeltung auf die zusätzliche Abgeltung der Abs. 2 

oder 3 voll anzurechnen ist. 

 

§ 3. Arbeitsleistung als Überstunde 

 

Für Überstunden, die in den in § 2 genannten Zeiträumen geleistet werden, gelten die Best-

immungen für Überstunden in der für den jeweiligen Fachverband geltenden Fassung. Der 

Überstundenzuschlag beträgt 75 Prozent, für Arbeitsleistungen von Montag bis Freitag ab 20 

Uhr 100 Prozent. 

§ 4. Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw. Bezahlung dieses Kollektivvertrages steht für jene 

Arbeitsleistungen nicht zu, die im zeitlichen Rahmen der vor dem 1. September 1988 – auf 

Grund des Ladenschlussgesetzes oder einer auf dieses Bundesgesetz gestützten Verordnung – 

geltenden Offenhaltemöglichkeiten erbracht werden. 

Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw. Bezahlung im Sinne dieses Kollektivvertrages steht für 

Arbeitsleistungen dann und insoweit zu, als diese im Rahmen von Öffnungszeiten erbracht 

werden, die die vor dem Stichtag 1. September 1988 geltenden Offenhaltemöglichkeiten über-

schreiten. 

 

(2) Wird mit Verordnung des Landeshauptmannes an Werktagen (Montag bis Freitag) die 

Öffnungszeit über 20 Uhr hinaus ermöglicht, steht der Anspruch auf Zeitgutschrift gem. § 2 

Abs. 2 lit. b bzw. Bezahlung gem. § 2 Abs. 3 lit. b zu, sofern die Regelung jener Verordnung 

entspricht, die aufgrund des Art. I, Z 4 des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 397/1991 (§ 6 Abs. 3) 

bis zum Inkrafttreten des ÖZG 2003 in Geltung war. 

 

(3) Ist für Arbeitsleistungen eine Vergütung in Form von Zeitgutschrift vereinbart, so ist dem 

Arbeitnehmer auf Verlangen der Verbrauch der Zeitgutschrift zusammenhängend in Form 

von halben Tagen (bis 13 Uhr bzw. ab 13 Uhr) zu gewähren. 

Diese Zeitgutschriften können auch, wenn in Verbindung mit Samstagarbeit freie Halbtage 

gegeben werden, in Verbindung mit diesen bis zu ganzen Tagen verbraucht werden. 

 

(4) Die in diesem Kollektivvertrag vorgesehenen Ansprüche auf Zeitgutschrift verfallen nicht. 

Sind bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses Zeitgutschriften nicht verbraucht, sind sie im 

Verhältnis 1:1 zu bezahlen. 

 

(5) Die Beschäftigung von Arbeitnehmern im Rahmen der §§ 2 und 3 ist nur dann und inso-

weit zulässig, als berücksichtigungswürdige Interessen des Arbeitnehmers – wie beispielswei-

se die Versorgung von Kindern und Eltern, zumutbare Heimfahrtsmöglichkeiten, die Teil-

nahme an Schul- und Weiterbildungsveranstaltungen – dieser Arbeitsleistung nicht entgegen-

stehen. 

 

(6) Lehrlinge vor den letzten 12 Monaten ihrer Lehrzeit dürfen zur Arbeitsleistung im Rah-

men der §§ 2 und 3 nicht herangezogen werden. 

(7) Insbesondere sind das AZG, ARG und KJBG zu beachten. 
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§ 5. Arbeitszeit 

 

In jenen Fachverbänden, in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kollektivvertrages 

eine kürzere wöchentliche Normalarbeitszeit als 40 Stunden gilt oder weiterhin in Geltung 

tritt, kann vorbehaltlich einer weitergehenden Regelung auf Fachverbandsebene die wöchent-

liche Normalarbeitszeit des Personals von Verkaufsstellen im Sinne des Öffnungszeitengeset-

zes in den einzelnen Wochen eines Zeitraumes von 13 Wochen bis zu 44 Stunden ausgedehnt 

werden, wenn innerhalb dieses Durchrechnungszeitraumes die wöchentliche Normalarbeits-

zeit die in den einzelnen Fachverbänden geltende wöchentliche Normalarbeitszeit im Durch-

schnitt nicht überschreitet. 

Diese Regelung gilt für jene Fachverbände, in denen die Verkürzung der wöchentlichen Nor-

malarbeitszeit auf weniger als 40 Stunden nach Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages in Gel-

tung tritt, ab dem Geltungsbeginn der kürzeren wöchentlichen Normalarbeitszeit. 

 

§ 6. Geltungsbeginn 

 

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. November 1991 in Kraft. 

 

Wien, am 31. Oktober 1991 

 

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

 

 Der Präsident: Der Generalsekretär: 

Abg. z. NR Ing. Leopold 

 MADERTHANER DDr. Karl KEHRER 

 

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER 

DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

 

 Der Obmann: Der Syndikus: 

 Dkfm. R. Engelbert 

 WENCKHEIM Dr. Friedrich PLACEK 

 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN 

 

 Die Vorsitzende: Der Zentralsekretär: 

 Eleonora HOSTASCH Hans SALLMUTTER 

 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN 

SEKTION INDUSTRIE UND GEWERBE 

 

 Der Vorsitzende: Der leitende Sektionssekretär: 

 Erwin REICHHARDT Ing. Walter LAICHMANN 

 
 


